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n riw Altpreußen ſitzen. Die ſchlimmſten Bürokraten entſtammenR. Vein Ve altung und Verfaſſung nicht einmal den Gebieten der Oder und Elbe. So wird Der Einheitsſtaat

Die Konferen ä ein Großpreußen zu ſeeliſcher Unmöglichkeit. Die alte Main Sollen wir nun auf den Einheitsſtaat verzichten Mitl wecheel f z der Länder linie würde ſofort wieder lebendig werden. Selbſt Herr nichten. Er bleibt das große Ziel, dem wir zuſtreben, aber
ich Der allgemeine Ruf nach einer Reform der Verwal
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iniſterpräſidenten und Staatspräſidenten der Länder nach
erlin einzuladen. Es ſteht noch nicht mit Sicherheit feſt,

dieſe Ausſprache tatſächlich ſchon Mitte Januar ſtatt
den wird. Aber das iſt auch gleichgültig, denn nur
räflicher Optimismus kann erwarten, daß dieſe Beſprechung
eifbare Ergebniſſe zeitigen wird. Bei nüchterner Betrach-

a ng darf man nicht vergeſſen, daß die jetzige Regierung da
e r ſo ungeeignet wie nur möglich iſt. Es gab wohl Zeiten,

denen ſich das Zentrum mit dankenswerter Entſchiedenheit
r den Einheitsſtaat einſetzte. Sie liegen noch gar nicht
lange hinter uns und ſind doch ſchon vergeſſen. Wie

n Märchen klingt es, daß einmal die Parteien der Wei
arer Koalition Preußen keine eigene Verfaſſung geben

b weil ſie damals, es war 1919, gemeinſam der An
ht geweſen ſind, daß dieſer größte Staat ſehr ld im

gel eich aufgehen werde. Das Zentrum unterſchied ſich in die
102 r Forderung nicht mehr von den Sozialdemokraten. Heute

r Vilen her warnt ſein Führer, der Rheinländer Dr. Heß im ſelben
Mociten, andtag die Demokraten, eine ſolche Wahlparvle auszuAn Sie würde mit ihr reſtlos ſcheitern. Auf das Zentrum

nicht zu rechnen. Jſt es jetzt noch weniger denn je,
knn die Räkkſiche auf die Bayeriſche Volkspartei hat den
eralismus oder ſagen wir ganz ruhig, den Partiku
mus kräftig auſ kühen laſſen. Und die Deutſchnatio
len Ein Groß Preußen wäre ihnen erwünſcht, eine Per
nen zwiſchen dem Reichspräſidenten und dem Preu

hen Slgatspräſidenten, der eigens dazu geſchaffen wer
üßte, zwiſchen dem Reichskanzler und dem Preußiſchen

ſiſter räſidenten, wobei ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung
r daß die Junker wieder das Heft in die Hand bekämen.
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rr Braun iſt willig, das haben auch noch feine letzten
eden gezeigt und Herr Höpker-Aſchoff hat in ſeiner Bro
chüre erſt recht dem Einhettsſtaat den Weg gewieſen. Aber

bleibt kaum etwas anderes übrig, als die eigenen klugen
edanken in die Schublade zu legen, wo ſie am tiefſten iſt,
d ſich ſelber auf beſſere Zeiten zu vertröſten. Möglich,
aß auch einmal im Zentrum der Wind wieder umſpringt,
ber vorläufig heißt es auch hier: Laſſet alle Hoffnung
ahren Und doch ſchien Preußen berufen, die Führung in
ieſem Kampf zu übernehmen. Als größter Staat gibt er
m meiſten auf, wenn er ſich mit dem Reich verſchmilzt.
kr bringt die Opfer, wie er ſie immer gebracht hat. Nicht
Bahern, das am lauteſten ſchreit, und dabei mit ſeinen ſieben
Rillionen Einwohnern nur ein Sechſtel deſſen zu verlieren
at, was Preußen preisgeben würde. Gewiß werden ſich
inige Länder finden, die ſehr dringend die Vereinheitlichung

ordern. Jn erſter Linie Heſſen, dann Hamburg und die
Aeinen. Aber ihre Stimmen dringen ſicherlich nicht durch.

M die Konferenz der Länder wird ohne Ergebnis enden.
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Hauptſache bleibt, daß man vor den Wählern ſich den An
hein gegeben hat, als ob man etwas täte. Einige papierne
Reſolutionen, die niemandem wehe tun, einige Unteraus
ſchüſſe, die ihre Arbeit ſparſam über Jahre verteilen. Die
Entwicklung geht trotzdem weiter. Wohin, wiſſen wir aller
dings heute noch nicht.

Groß Preußen
Die Sozialdemokratie Preußens drängt offenſichtlich

auf die Vergrößerung des eigenen Staates, um ſo all
mählich auch die Süddeutſchen zum einheitlichen Reich zu
zwingen An ſich iſt der Gedanke durchaus tragbar. Nimmt
Preußen all die Kleinſtaaten, die in ihm eingelagert ſind,
Heſſen, Sachſen und Thüringen in ſich auf, dann bliebe
Süddeutſchland ein Anhang vhne nennenswerte Bedeutung.
Aber gerade das iſt es ja, wogegen man ſich in Stuttgart
ünd Karlsruhe nicht minder häufig als in München ſträubt.
Man darf nicht verkennen, auch die reichsdeutſchen Elemente
dort unten lieben Preußen nicht. Eine Abneigung aus alter
Zeit und eine Erbſchaft der monarchiſchen Vergangenheit.

die man leider noch immer nicht liquidiert hat. Auch
Stammgemaßes wirkt ſich aus. Der deutſche Oſten mit
feinem ſtarken ſlawiſchen Einſchlag trennt ſich von dem

en gemiſchten Weſten und Süden, Auch der Rhein
länder hat ſich immer nur als Mußpreuße gefühlt. Damit
hat man ſich abzufinden. Beſſere gegenſeitige Kenntnis
würde Brücken ſchlagen, ſie jedoch fehlt, und wird auch in
Zukunft fehlen. Intereſſenten ſchüren den Hader. Namentlich

die Beamtenſchaft, die nicht von Berlin aus regiert werden
will und dabei vergißt, daß in den Reichsämtern nur wenige

ide ſind nicht allmächtig. Mit ihnen im Kabinett ſitzen
ie Vertreter des Zentrums, die ſich arg gewandelt haben,
ind will man die Weimarer Koalition nicht gefährden,

Staatspräſident, und Führer der So
zialdemokraten hat ſich erſt kürzlich mit leidenſchaftlicher
Ent ſchloſſenheit für die Eigenart ſeiner Schwarzwaldheimat
ausgeſprochen Wer den Einheitsſtaat will, muß andere Wege
wählen. Und ſie iſt für uns in der BVerwaltungsreform
vorgezeichnet.

Die deutſche Wirtſchaft
Die Spitzenverbände der deutſchen Wirtſchaft haben

Remmele, badiſcher

vor wenigen Tagen in einer gemeinſamen Kundgebung
das Finanzproblem von ſich aus herzhaft angegriffen und
eine Reihe von Forderungen aufgeſtellt. Man braucht ſie
nicht bedingungslos zu unterſchreiben, und darf ſie doch be
grüßen, weil ſie der Erkenntnis von der Notwendigkeit einer
Vereinheitlichung entſpringen. Was ſie verlangen, iſt zu
nächſt eine Art Finanzdiktatur. Verſtändlich genug, daß
ſie dort beginnen, wo ſie ſelbſt am meiſten leiden. Der
Steuerdruck erſchwert die Konkurrenz auf dem Weltmarkt.
Mit der Abſchaffung einiger Miniſterien und Parlamente iſt
übrigens nicht viel getan. An dem neuen Milliarden Etat
des Reiches, zu dem noch die Milliarden der Länder und
Gemeinden kommen, werden Abſtriche in nennenswerter Höhe
nicht erfolgen, wen man einige Miniſterien und Parlamente
beſeitigt. Etwas anders ſteht es mit dem Vetorecht des Fi
mnanzminiſters gegen Erhöhung von Ausgabekoſten oder
Neueinſetzung von koſtſpieligen Beſtimmungen Preußen hat
in dier Vergangenheit etwas ähnliches gekannt, nur konnte
ſich ſein Finanzminiſter immer hinter dem König ver
ſtecken. Heute in den Tagen des parlamentariſchen Syſtems
iſt das anders Der Miniſter iſt Parteimitglied. Darin liegt
die Begrenzung. Allzuviel verſprechen wir uns von dem
Veto nicht, wohl aber von dem Gedanken,
der auch angeregt wurde, der Bewilligungsfreu
Gedanken, der auch angeregt wurde, der Bewilligungsfreu
digkeit dadurch einen Damm zu ſetzen, daß wir jedes Hinaus
gehen über den vorgeſchlagenen Etat eine zwei Drittel Mehr
heit notwendig iſt. Auch die Anregung, für die Verwaltungs
veform ein eigenes Gremium zu ſchaffen, das unabhängig
das Notwendige verfügt, iſt dankenswert. Gerüchte wollen
wiſſen, daß auch das Kabinett ähnliche Erwägungen an
ſtellt. Von den Vorſchlägen, die dort offenbar gemacht wor
den ſind, ſcheidet ein Kreis von Parlamentariern ohne wei
teres aus. Die Parteien ſind von ihren Wählern abhängig,
und zu dieſen Wählern gehören auch die Männer, die ab
gebaut werden müßten Ebenſo halten wir vom Reichs
kabinett als höchſte Jnſtanz nicht viel. Aus gleichem Grunde

Dann ſoll man lieber Männer des allgemeinen Vertrauens
aus der Verwaltung der Wirtſchaft und dem ſonſtigen öfent
lichen Leben dazu beſtimmen, und mit Vollmachten verſehen,
die der Reichstag in weiſer Selbſtbeſchränkung geben müßte.
Wenn aber die Wirtſchaft fordert, dem Sparkommſſar grö
ßere Befugniſſe einzuräumen, ſo lehnen wir das ab. Dieſe
Behörde hat bisher nur gekoſtet, aber nichts geſchaffen

Die Verwaltungsreform
Das Wichtigſte erſcheint uns eine Reform an Haupt

und Gliedern in der Verwaltung. Sie iſt unbedingte Not
wendigkeit. Was jede Staatsfreudigkeit bei uns ertötet,
was koſtſpielige Aufgaben hervorruft, und zu gegenſeitiger
Lähmung der Aemter führt, iſt der Bürokratismus, der
ſich breit macht. Die heutigen Zuſtände wirken gerade
zu lächerlich. Kein Regierungspräſident kann in ſeinem
Amt auch nur eine Scheuerfrau anſtellen, ohne die Ge
nehmigung des Miniſters nachzuſuchen, jede zerbrochene
Fenſterſcheibe beſchäftigt den Jnſtanzenzug zweimal hinauf
und zweimal hinunter. Ein kleiner Neubau verlangt un
bedingt, daß drei Reſſorts ihre Sachverſtändigen entſen
den. Jedesmal mit Eiſenbahnfahrt und Tagesſpeſen. Nur
ein Beiſpiel, das kürzlich in der Oeffentlichkeitt Aufſehen
erregte. Auf einer ſtaatlichen Domäne riß der Sturm ſechs
angefaulte Pappeln um. Der Pächter meldete das pflicht
gemäß. Wieder der Jnſtanzenzug und ſchließlich die Ent
ſcheidung, die Bäume haben der nächſten Forſtverwaltung
zur Verfügung geſtellt zu werden. Dieſe führ ſie ab und
ließ ſie öffentlich als Brennholz verſteigern. Ertrag 2,50
Mk. abzüglich 12. Mk. Fuhrlohn und die Portokoſten,
ſo daß dem Staat ein Reingewinn von minus 1I1. Mk.
erwuüchs. So geht es immer. Wer glaubt, daß der Einheits
ſtaat damit aufräumt, irrt ſich. Man würde vermutlich
zunächſt ein Miniſterium für Vereinheitlichung gründen.
Was wir brauchen, iſt eine Beſeitigung des Bürokratis
mus. Dadurch, daß man den einzelnen Behörden die Rechte
erweitert und die mit einer Verantwortung belaſtet, die
heute immer auf die nächſten Vorgeſetzten abgeſchoben wird,
die ſie dann wieder an das Miniſterium weiterleiten. Die
Poſt iſt darin vorangegangen, und das wollen wir ihr
danken. Jhre Direktionen haben bereits ein gewiſſes Ver
fügungsrecht, das ſich durchaus bewährte

erſt müſſen ſeine Hemmniſſe beſeitigt werden. Mit Recht
hat die demokratiſche Partei immer in den Vordergrund
die Frage der Dezentraliſation geſtellt. Die Selbſtſtändig
keit der Gemeinden und Provinzen muß größer werden.
Sie ſelbſt haben zu entſcheiden, was ihnen not iſt und
nicht der grüne Tiſch in Berlin. Ein Wettbewerb würde
gar nichts ſchaden, auch wenn hier und da einmal eine
Entgleiſung vorkommt. Das zweite iſt die Beſeitigung der
Enklaven, von denen es über 100 gibt. Preußen regiert
das in Württemberg eingeſchloſſene Hohenzollern, Olden-
burg einige Oſtſeebäder und Birkenfeld am Rhein. Braun
ſchweig iſt völlig zerfetzt, ſo daß ſich niemand mehr in
ſeinen Grenzen auskennt. Heſſen zerfällt in zwei Teile
Und die dritte Forderung iſt Zuſammenlegung wirtſchaft
lich gleichartiger Gebiete. Anhalt und Braunſchweig ge
hören zur Provinz Sachſen wie Hamburg der Hafen für
Niederſachſen iſt, wie Bremen und Oldenburg ihren Zu
ſammenhang mit Hannover gar nicht löſen dürften Bei
der Schaffung der Landesarbeitsämter hat man den erſten
Verſuch gemacht. Ein Sturm der Entrüſtung wurde er
wartet, es iſt nur ein ſchwaches Säuſeln geworden. Und
dabei gehören zum Amt Stuttgart nicht nur Württemberg,
ſondern auch Baden und die Pfalz. Auf dieſem Wege
muß es weiter gehen. Man ſoll vom Einheitsſtaate wenkger
reden, aber umſo zäher auf ihn hinſtreben. Man ſoll
Deutſchland ſo verwalten, als wenn es bereits keine Länder
mehr hätte. Dann werden dieſe eines Tages von ſelbſt
an ihrer Ueberflüſſigkeit zugrunde gehen.

Die Reichsverfaſſung
So erwünſcht auch eine Abänderung der geltenden

Beſtimmungen wäre, erſcheint ſie doch hoffnungslos. Eine
zwei Drittel- Mehrheit iſt dafür nicht aufzubringen, weder
in dieſem, noch in kommendem Reichstage. Die Schwierig
rigkeiten werden beginnen, ſobald ein Land, wie jetzt Heſſen
im Reich, aufgehen will. Das iſt nicht möglich. Artikel 18
geſtattet nur das Aufgehen in einem anderen Lande oder
in eine neue Selbſtändigkeit. Und daran wird zähe feſt
gehalten werden. Unternähme man aber ſelbſt dieſen Schritk,
ſo würden die Reichsratsſtimmen dieſes Landes Gegenſtand
erbitterter Kämpfe. Wer ſoll ſie abgeben? Das Reich?
Das erlauben die Länder nicht. Ein anderer Staat? Das
verſchiebt die Mehrheitsverhältniſſe, für die man ſich immer
wieder einſetzt. Auch ſonſt erwarten wir wenig, weder eine
Stärkung der Präſidialgewalt, die von der Linken nie
zugegeben werden wird, noch eine Aenderung des Wahl

rechts ſteht in Ausſicht. Nicht einmal die Erhöhung der
für eine Macht notwendigen 60 000 Stimmen auf 80 000
ließe ſich erreichen, weil keine Partei auf Sitze verzichten

will. Es hat keinen Zweck, die Dinge roſiger anzuſehen
als ſie ſind. Der Realpolitiker muß mit dem Gegebenen

rechnen. Richard May.
Die Koſten für Heer und Flotte 1928.

689,8 Millionen Mark.
Aus parlamentariſchen Kreiſen wird dem „Demokra

tiſchen Zeitungsdienſt“ mitgeteilt: Die Geſamtausgaben
für die Reichswehr betragen im kommenden Jahr 689,8
Millionen gegen 690,3 Millivnen im laufenden Haushalts-
jahr. Da nach den neuen Beſoldungsgeſetzen etwa 24 Mil
lionen mehr an Perſonalausgaben zu leiſten ſind, ſind die
Sachausgaben entſprechend herabgeſetzt und zwar bei der
Marine um 16 Millionen, beim Heer um 5 Millionen.
Weniger angeſetzt find z. B. bei der Remontierung 2, bei
den Ausgaben für Waffen und Munition 7 Millionen.
Eine Steigerung haben erfahren bei den Sachausgaben
d Anſätze für den Ausbau des bürgerlichen Anterrichts,
Cohnerhöhungen der Bekleidungsarbeiter, Ausbau der mit

litäriſchen Fernſprech- und Funkeranlagen, erhöhte Poſt
gebühren

„Deutſcher Autoclub““.
Für die Reichsfarben Schwarz-Rot-Gold.

Unter dem Namen „Deutſcher Autoclub“ hat ſich in
Berlin eine neue Organiſation der Automobilfahrer ge
bildet. Der „Deutſche Autoclub“ will keine Kampforga
niſation gegen die bereits beſtehenden Clubs ſein, und er
verfolgt auch keinerlei politiſche Tendenzen. Er betrach
tet es lediglich als ſeine beſondere Aufgabe, für die Würde
und Achtung der deutſchen Reichsfarben im Jn und Aus
land einzutreten, eine ſportliche und nationale Pflicht, die
für alle Automobilclubs der ganzen Welt ſellbſtwerſtänd
lich iſt. Neben wirtſchaftlichen Vorteilen will der „Deutſche
Autocklub ſeinen Mitgliedern ſportliche und geſellſchaft
liche Veranſtaltungen bieten. Anfragen und Beitritts
erklärungen ſind an Rechtsanwalt Dr. Arthur Brandt,
Berlin W. 50, Tauentzienſtr. 120, zu richten.



Außenpolitiſche Weihnack
Von Legationsrat a. D. H. Freiherrn von Richthofen,

Die Stagtsmänner, die durch die Beſchlüſſe die Wiener
Kongreſſes das napoleoniſche Zeitalter beendigt haben
ſind von der ſpäteren Geſchichtsſchreibung wegen ihrer Un
zulänglichkeit und Kurzſichtigkeit ſchwer getadelt worden.
Und doch wird man feſtſtellen müſſen, daß ſte den Män
mern von Verſailles in der Vorausſicht kommender Dinge
noch erheblich überlegen geweſen ſind und keineswegs in
ſolchem Maße von der Kriegspſychoſe befangen ihre Ar
beitsleiſtung vollbracht haben, wie dies eigentlich aus
nahmslos bei allen der Fall war, die als werantwortliche
Autoren der den Weltkrieg beendenden Friedensſchlüſſe des
Jahres 1919 gelten müſſen Mathias Erßberger hatte das,
als es ſich in Weimar um die Anterſchriſt unter den Frie
den von Verſailles handelte, klar erkannt und iſt bis zu
ſeinem tragiſchen Ende nicht müde geworden, immer von
neuem zu betonen, daß für Deutſchland das Gute an dem
Verſailler Frieden ſeine ſtatſächliche Andurchſührbarkeit
und die Selbſttäuſchung ſei, in der ſich die Staatsmänner
eigentlich aller großen Länder über ihre eigenen Inter
eſſen bei der Verfertigung des Friedens befunden haben.
Es liegt in der Natur der Dinge, daß die Richtigkeit dieſer
Anſchauung mit jedem Jahr, das uns von dem Friedens
ſchluß trennt, immer deutlicher in Erſcheinung treten muß.
Und auch das jetzige zu Ende gehende Jahr 1927 hat die
Fortentwicklung dieſes Proßeſſes, den man wohl nicht mit
Anrecht als einen der politiſchen Reinigung bezeichnen
hann, andauern laſſen.

Die Vereinigten Staaten von Amerika ſind es ge
weſen, denen ſchon ſehr bald, nachdem der damalige Prä
ſident Wilſon Paris verlaſſen hatte, die Sache mit dem
Frieden von Verſailles nicht geheuer erſchien Sie haben
die Anterſchrift ihres Präſidenten nicht ratifigiert, erfreu
licherweiſe hierdurch aber keineswegs den Willen kundge
dan, nun an der praktiſchen Korrektur der Friedensver
kräge nicht mitzuarbeiten; vielmehr war es ihnen daran
gelegen, ihre hilfreiche Hand lediglich an das Werk des
Wiederaufbaues der wirtſchaftlichen und damit politiſchen
Zukunft Europas zu legen, ohne ſich gleichzeitig an der
Tätigkeit des Beſeitigens unerſfüllbarer und unmöglicher
Paragraphen beteiligen zu müſſen. Die Amerikaner haben
auch im verfloſſenen Jahr an ihrer Politik der Abſtinenß
gegenüber reinpolitiſchen Vorgängen in Europa ſfeſtgehal
ten. Sie ſind andererſeits aber in ihrer wirtſchaftlichen
Expanſion auf europäiſchem Kontinent erheblich weiter
gegangen, als man das noch im Vorjahr annehmen konnte.
Sie haben auf dieſe Weiſe die Reparationsfrage in Fluß
gehalten und durch den Reparationsagenten, den man
wohl als ihren Generalbevollmächtigten anſprechen darf
Zu verſchidenen Malen das Thema der Reparationsabgel
tung zur internationalen Erörterung geſtellt. Es erſcheint
geradezu als ein prophetiſches Anzeichen für die Bedeu
tung und das Ziel der wirtſchaftlichen Verhandlungen, die
i Jahr 1928 b

in eſten Bericht den Finger auf die
de des ganzen Reparationsprobgt und die dringende Empfehlung ausſpricht, mög

üchſt bald aus dem jetzigen proviſoriſchen Syſtein des Da
wesplans mit zwar beſtimmten Jahresleiſtungen aber un

S beſtimmter Geſaimtſchuld zu einer endgültigen Feſtſetzung
der deutſchen Reparationsverpflichtungen zu gelangen.

Wenn man hinzunimmt, daß die den Polen gewährte ame
rikaniſche Anleihe doch wohl kaum ohne einen deutſchen
Hinweis auf eine polniſcherſeits zu führende Politik des
politiſchen wie wirtſchaftlichen Friedens bewilligt ſein
dürfte. ſo kann man der Konſequenz der auf eine Rei
migung der europäiſchen Atmoſphäre Hhinzielenden ameri
kaniſchen Finanzpolitik die Anerkennung nicht verſagen
Nun wäre es töricht, annehmen zu wollen daß nicht eigene
wirtſchaftliche Wünſche mit in erſter Linie die amerikani
ſchen Aktionen auf dem europäiſchen Kontinent veranlaſ
ſen. Hierin würde an ſich ein gewiſſes Moment der An
ſicherheit liegen, wenn nicht auch die rein politiſchen Jnter
eſſen Amerika auf den gleichen Weg führen würden. Nach
dem Weltkrieg hat die Politik, die Geſamtamerika den
Amerikanern reſervieren ſoll, eine immer greifbarere Ge
ſtalt angenommen. Und auch das jetzt zu Ende gehende
Jahr hat bei Vermeidung aller äußeren Schärfen, insbe
ſondere dem Nachbarſtaat Mexiko gegenüber, den entſchlof
ſenen Willen des Weißen Hauſes in Waſhington zu einer
Feſtigung der eigenen Vormachtſtellung auf dem ameri
kaniſchen Kontinent deutlich erkennen laſſen. Eine ſolche
Politik läßt neue Friedensſtörungen in Europa umſo un
erwünſchter erſcheinen, als die chineſiſchen Wirren doch
dauernd die aufmerkſamſte Beobachtung ſeitens der ame
wihaniſchen Regierung verlangen und die Anſicherheit der
dortigen Verhältniſſe jederzeit eine Kriſis befürchten
laſſen muß, obwohl die Vereinigten Staaten ſelbſt ebenſo
wie Japan ſich in Oſt Aſten augenſcheinlich eine möglichſt
große Zurückhaltung auſferlegen,

Wenn ſchon Amerika als eine ſtarke Stütze des euro
päiſchen Friedens gelten kann, ſo hat die Entwicklung der
Dinge dem britiſchen Weltreich die Führung einer ſolchen
Politik zu einer geradezu eiſernen Not wendigkeit gemacht.
Das Ende des Weltkrieges ſah als Beſiegte die dret gro
hen Rivalen, die England im näheren Orient hatte, das
Deutſche Reich, Rußland und die Türkei Das hat gu einer
ge waltigen Expanſion engliſcher Macht in den Gebieten
Vorderaſtens geführt, für die Zeit und Ruhe zu gewinnen
eigentlich die Hauptaufgabe jedes engliſchen Kabinetts in
den nächſten Jahren ſein muß. Das wird ſich alſo umſo
wmötiger erweiſen, als der türkiſche Staat aus ſeiner Ver
leinerung und Konzentration auf das eigentlich osma
miſche Element neue Widerſtandskräfte geſſchöpft hat und
die außenpolitiſchen Ziele der Sowjetrepublitk ſich ſoweit
Aſien in Betracht kommt augenſcheinlich nicht allzu ſehr
won denen des Zarenreiches unterſcheiden. Wenn man
dann noch die durch das chineſiſche Problem der engliſchen
Politik bereiteten ſchweren Sorgen in Betracht zieht ſo

ringen dütſte, wenn Herr Parker entſchloſſene, nicht an Die Paragraphen der Friedensver

ſtsgedanken.
Mitglied des Reichstags.

erklärt ſich leicht der Weg, der Herrn Chamberlain nach
Locarno und von dort zu einer beruhigenden Einwirkung
anf die nach dem Weltkrieg in Oſteuropa geſſchaffenen
Länder und zu einer wenn auch worſichtigen Anter
ſtützung des Verſuches einer Löſung des durch Verſailles
entſtandenen Oſtproblems geleitet hat. Das muß auch
weiterhin England an die Seite Frankreichs, des militä
riſch mächtigſten kontinental- europäiſchen Stagates, führen
wenn ihm auch alle hegemonialen Beſtrebungen ſeines
Alliierten Höchſt unſympathiſch ſein müſſen und die eng
liſche Politik mehr der Wiederherſtellung des mit Eng
lands eigener Zuſtimmung zerſtörten früher ſo berühmten
europäiſchen Gleichgewichts zuzuſtreben ſcheint.

Gerade dieſe Beurteilung zukünſtiger engliſcher Po
llitik dürfte die Erklärung für den Abſchluß der Bündmis-
werträge der letzten Monate geben, die ebenſo unverkenn
bare wie fatale Anklänge an die offenen oder geheimen
Manipulationen eigentlich aller europäiſcher Staaten in
den letzten Jahrzehnten vor dem Weltkriege aufweiſen
Herr Muſſolini iſt gewiß davon durchdrungen, der ſou
wedäne Herr ſeiner eigenen Entſchlüſſe zu ſein. Engliſche
Diplomaten ſind aber immer moch geſchickt genug geweſen,
den Kleineren nicht merken zu laſſen, daß es eines Grö
ßeren Plan iſt, zu deſſen Durchführung er ſich bereit fün
det. Das bisherige gute Gelingen dieſer verſchiedenen
Aktionen macht es nicht wahrſcheinlich daß im kommen
den Jahre bereits dieſes äußerſt worſichtige aber darum
nicht weniger gefährliche Spiel der Kräfte ſein Ende fin
den wird. And doch ließe ſich ein ſolches vorſtellen wenn

JCCCrrrrCCCCſſiſſ-Weihenacht.
Glockenklänge, die von allen

Türmen frohe Botſchaft künden,
Helle in den Herzen zünden-
Lichterglück und Wohlgefallen

An den Dingen, die, enthoben
Aller Tagesunraſt, ſchimmern,
Von der Sterne Glanz und Flimmern
Traumhaft leuchtend überwoben,

Weiß und ſchweigend ruhn die Fluren.
Wie verzaubert iſt die Erde,
Da mit menſchlicher Gebärde

Nahet Gott den Kreaturen

Ferdinand Schlüter
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träge, ſondern allein an eine glückliche Zukunſt ihrer Vol
er und damit an eine Erhaltung geſcamteuropäiſcher Macht
und Kultur denkende Männer in Frankreich wie in Deutſch
hand das Werk der Verſtändigung, für die Locarno doch
nur ein erſter Auftakt ſein konnte, zu vollenden entſchloſ
ſen wären. Das allein würde eine wirkliche Befriedigung
Europas zum Vorteil auch der beiden großen angellſäch
ſiſchen Staaten bedeuten können. Aber dazwiſchen ſtehen
als greifbare Tatſache ganz abgeſehen von der Rhein
landbeſetzung die unmöglichen Grenzpfähle im Oſten
unſeres Vaterlandes und als Jmponderabilien ein gegen
ſeitiges in großen Teilen beider Völker wurzelndes Miß
trauen deſſen bisheriger Abbau doch nur ein Anfangs
ſtadium darſtellt.

Kein objektiver Betrachter der europätſchen Politik
der vergangenen Jahre wird leugnen können, daß ſich die
Verhältniſſe in der Welt, zuerſt naturgemäß langſam,
dann aber ſchneller mehr und mehr zu unſeren Gunſten
geſtaltet haben. Die Anmöglichkeit der wollſtändigen Auf
rechterhaltung der Friedensſchlüſſe des Jahres 1919 und
damit vor allem des Verſailler Friedens bildet jetzt das
wielleicht won vielen noch ſtillſchweigend aber tatſächlich
doch anerkannte große politiſche Problem Europas Da
mit iſt Deutſchland wieder ein aktiver Faktor internatio
mäler Politik geworden. Nur ein neues elementares
Kriegsereignis könnte dieſe Entwicklung zu nichte machen.
Und ſelbſt, wenn wir uns nur damit begnügen nicht hin
dernd in die Speichen des Weltrades zu fallen, muß ſie
unaufhaltſam ihren Gang gehen. Das hat zur Ewvidenß
die Periode deutſcher auswärtiger Politik erwieſen, die
wir jetzt unter ſtarkem Einfluß der Deutſchnationalen
Volkspartei haben durchleben müſſen. Und dabei kann
man den Vertretern dieſer Partei im Reichskabinett micht
einmal das Zeugnis ausſtellen, lediglich eine paſſive Rolle
geſpielt zu haben. Einige Male glaubten ſie ſich doch auf
dem Gebiet der internationalen Politik hewegen zu müſſen
und ſie haben dabei ſofort wenn man es worſichtig aus
drücken will Anebenheiten für die deutſche auswärtige
Politik geſchaffen, die auszuglätten Herr Streſemann, er
freulicherweiſſe meiſtens erfolgreich bemüht ſein mußte.

fang dieſer Koſten kennen und wiſſen müſſe. Jn der

So hat auch die deutſchnationale Partei im vollen Gegen
ſatz zu ihren früheren programmatiſchen Erklärungen un
ſere auswärtige Politik nicht aus dem Geleiſe bringen
können. Sie hat dies nicht einmal ernſtlich zu verſuchen
gewagt. Das einzige, was leider die Folge ihrer Regie
rungskunſt geweſen iſt, iſt eine gewiſſe Stagnation, na
mentlich in den gegenſeitigen Bemühungen zur Herſtellung
wertrauensvoller Beziehungen zwiſchen Deutſchland und
Frankreich. Gewiß wird ſich dieſer Stillſtand überwinden
laſſen. Denn die Anmöglichkett der Führung einer an
deren Politik, als es die der früheren republikaniſch und
demobratiſch eingeſtellten Kabtnette w ar, hat ſich durch die
praktiſch erfolgte Preisgabe der deutſchnationalen Gegner
ſchaft gegen Locarno nun auch vor dem Ausland in einer
Weiſe herausgeſtellt, daß in die Stabilitat deutſcher aus

wärtiger Politik kein Zweifel mehr geſetzt werden

ſich unſer Staat und unſer Volk befindet, keinen Zei 3
uſt duldet und für uns Stillſtand Rückhſchritt bedeute ſehen.
wird der Preis, den wir für dieſe Erkenntnis gezahll n fein
hen und andauernd noch entrichten, allmählich zu ch
Es wird Jeit, daß den eigentlichen Trägern des Gedan e
einer Verſtändigung der europäiſchen Nationen wiede h ſtels
Verantwortung für die Geſchicke des Deutſchen Reiches hen daß
wertraut wird und damit die deutſche auswärtige Po M hrerde
ſich micht wie in letzter Zeit zögernd und widerwillig, det ſog
dern von neuem aus innerſter Ueberzeugung und von alenden
Drieb nach vorwärts beſeelt, in den Dienſt der Fried n ging
botſchaft des Weihnachtsfeſtes aller Chriſten ſtellt n J

Nee der
Weihnachten für Kleinrentner

n

Von Dr. Marie Eliſabeth Lüders, ihn z
Mitglied des Reichstags. h Anot

e FrauDie Vertagung des demokratiſchen Antrages dem
Schaffung eines Kleinrentnerverſorgungsgeſetes m endti
noch ein politiſches Nachwort nötig, damit wolle Klar be
über das, was geſchehen iſt, geſchaffen wird. Der Rei mit
aärbeitsminiſter, der dem Zentrum angehört, hat ſich werd
ſözialpolitiſchen Ausſchuß des Reichstages gegen die tage
ratung des demokratiſchen Antrages gewandt. Statt h en bi
ſen wurde von der Regierung vorgeſchlagen, die Berat ſſorge
gut werſchieben bis zur Beratung des Etats und des e ſan?
gültigen Finanzausgleichs zwiſchen dem Reich und d e
Ländern. Dieſes Verlangen wurde damit begründet, d gert
ein Kleinrentnerverſorgungsgeſetz mit großen Koſt haun
werbunden ſein werde, und man deshalb vorher den W eſe

nden
klärung würde ſodann den Rentnern verſprochen (D, d t erſt
man den Roſt der bekannten 25 Millionen Beihilfe Heu etwas
noch elf Millionen) ſogleich auszahlen werde, daß m e ſo
den Rentnern ſichere Handhaben zur Durchſetzung ihr n wi
berechtigten Anſprüche geben werde, und von dem Auch
ſichtsrecht des Reiches über die Länder für die Durchfü alngen
rung des Reichsgeſetzes entſchiedenen Gebrauch mach in W

werde. S habenDie Vertreter der Deutſchnationalen und d wart
Deutſchen Volkspartei, des Zentrums un h Redr
der Bayeriſchen Volkspartei erklärten ſich fün auf
die Annahme des Vertragungsantrages, der die Rentn h gſtimm
von neuem auf eine ungewiſſe Zeit vertröſtet. Dieſe Ze
iſt deshalb ungewiß, weil es abſolut unſicher iſt, ob un
wann endlich der endgültige Finanzausgleich zu Stant

kommen wird eEs widerſpra ſchen dem Vertagungsantra
Demokraten, die Sozialiſten und die

m iſt en. Jhre mehrfachen Ausführungen sugunſ
Kleinrentner nützten nichts.
Sei den Kleinrentnern erwacht das finang

Gewiſſen, obſchon für die Erſüllung ihrer beſcheidenſte
Anſprüche auch nach Anſicht der Regierung nur gegen
Millionen, alſo die Hälfte bis ein Drittel der Koſte
Das Schulgeſetz, entſtehen würden. Und dieſe Koſten ver
mindern ſich durch den natürlichen Ablauf der Dinge wo
Jahr zu Jahr automatiſch ſind doch ſchon heute mehr al
75 Prozent aller Kleinrentner über 60 und gegen 43 Pro
zent über 70 Jahre alt! Alſo auch in Bezug auf die zu
künftigen Koſten liegen die Dinge gerade umgekehrt wie
beim Schulgeſetz. Auch die Demokraten ſind der Anſicht
daß die Koſtenſrage ernſthaft und ſorgfältig zu prüfen iſt

deshalb hatten ſie ſchon vor Monaten von der Reichs
regierung verlangt, daß ſie Anterlagen für die finanziellen
Berechnungen beſchaffen ſolle. Das hat ſte bis zum heu
tigen Tage nicht getan! Statt deſſen vertagt man die
Beratung, und macht es dadurch un möglich, ſich über die
mögliche Geſtaltung des Geſetzes und die dadurch bedingte
eventuelle Höhe der Koſten zu beraten Der Erfolg dieſer
Verſchleppung wird ſein, daß man ſich bei der Etatsbera
tung von neuem auf das Fehlen finanzieller Berechnun
gen beruft, und die Sache deshalb abermals werſchiebt.
So kommen die Kleinrentner dank der Parteſen, von
denen die Deutſchnationale Abgeordnete Frau Paula
MüllerOtfried in einem Artikel der Kreuzzeitung be
hauptet, daß „in ihnen die tatkräftigſten Förderer der
Kleinrentner ſitzen weshalb die Genannte gegen den
demokratiſchen Geſetzesantrag geſtimmt hat!), vom Früh
jahrsregen der 25 Millionenentſchließung in die Winter
traufe des Vertagungsantrags.

Den Rentnern wird die Auszahlung der reſtlichen eff
Millionen verſprochen. Damit erhalten ſie micht einen
Pfennig mehr, als ihnen bereits in Mai zugeſagt war
Die Demokraten waren damals Gegner der Bewil
ligung von 25 Millionen für die Kleinrentner, weil ſie
won ſolchen Almoſenbeſchlüſſen durch den Reichstag nur
eine Verſchleppung des motwendigen Verſor
gungs geſetzes befürchteten. Die Tatſachen haben
ihnen leider nur zu recht gegeben. Eine wirkliche Hilfe
konnte aus jenen 25 Millionen nicht kommen, denn die
Summe reicht doch nur zu einer einmaligen Anterſtützung
beſten Falls in der Höhe des laufenden monatlichen Ren
tenbetrages Rechnet man dieſe Summe auf den Kopf
und Tag für die Rentner um, nach der Zeit, die ſeit der
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Bewilligung der 25 Millionen (30. Mai 1927) für die
Schaffung des verlangten Geſetzes nutzlos vertan worden
iſt, ſo hat ein Rentner, der 50 Mark monatlich Rente be
zieht, (und das iſt nur ein kleiner Deil), für die inzwiſchen
verfloſſenen 180 Tage 36 Pfennige mehr erhalten. Bis
zum Abſchluß des Etats werden es nur noch gegen 20 Pfen
nige ſein, bis zur Verabſchiedung des Finanzausgleichs
vermutlich der Bruchteil eines Pfennigs! Wirklich
eine „tatkräftige Förderung“

Den Rentnern wird ſodann eine Sicherheit für die
„Durchſetzung ihrer berechtigten Anſprüche verſprochen
Was heißt „berechtigt und wie denkt man ſich jene
Sicherheit Davon hat die Regierung im Ausſchuß lei



ichts geſagt!

geausſchüſſen.

zungsparteien nicht.

Hebrauch machen.

on ihm zu verlangen
e Demokraten haben volles Verſtändnis für dieſe
die Frau MüllerOtfried aufzeigt, und dabei die
an dem Schickſal des demokratiſchen Antrages et

nfreundlich allein dem Zentrum in die Schuhe
Aber, was wir nicht recht verſtehen können iſt
ut, mit dem Behauptungen wider beſſeres Wiſſen
ellt werden. Es wird behauptet, um den demokra
Antrag als demogogiſch hinzuſtellen, daß „die De
aten bis dahin für den Verbleib der Kleinrentner
Fürſorge geſtimmt haben Wann und wo haben

Auch die wolksparteiliche Abgeordnete
Dr. Mattz, die bei den letzten Wahlen aller Welt
ufwertung von 70 Prozent und mehr verſprach, hat
e Behauptung aufgeſtellt, daß die Demokraten „kei
Intereſſe für die Kleinrentner gezeigt hätten. Bei
ſunden Menſchen iſt ein ſolches Maß von Gedächt
äche erſtaunlich. Jm öffentlichen Leben bezeichnet
etwas liebenswürdigerweiſe als „Jrrtum“ Wir
uns ſolcher Jrrtümer nicht ſchuldig machen. Des
ellen wir gern feſt, daß Deutſchnationale

eutſchvolksparteiler ſich im Reichstag, in
mnlungen, in Reſolutionen, in Ankträgen und in

a in Worten ſtets lebhaft für die Kleinrentner
Wann dieſen Worten die Taten

n, warten wir in Ruhe ab. Die Tat, mit der
n „Redner“ für die Vertagung des demokratiſchen
s auf Schaffung eines Kleinrentnerverſorgungs
geſtimmt haben, kann allerdings nicht ſehr ermu

W getan

z haben!
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Worten,

ſter und

ſamens der Verſammlung an den Miniſter rich
onderen Beifall fanden auch die warnenden Worte
niſter Dr. Schreiber, in denen er den Handwerker
ttelſtand aufforderte, ſich vor einer Propagierung
mtereſſen in den Parlamenten durch Anſchluß an
dergruppe zu hüten Eine gute Wirtſchafts

u önne nur auf dem Boden
einer guten Geſamtpolitit

Kein Berufsſtand in unſerem Vaterlande dürfe
inem reinen Selbſtzweck entwickeln und als ſolchen

n Jeder Beruf habe vielmehr die ſittliche Ver
ſeine eigenen Intereſſen in die der Geſcmtheit

zen Volkes einzugliedern. Daß möge der Hand
und gewerbliche Mittelſtand ſeine Vertreter in die

n Parteien hineinſchicken. Aufgabe dieſer ſei es
andwerk und Mittelſttänd als hervorragenden
unſeres geſamten Wirtſchaftslebeng in der poli

P Lertretung lin entſprechender Weiſe zu würdigen
Sleitend wies der Miniſter in ſeinen Ausführungen
Mhin, daß das deutſche Handwerk trotz fortſchreiten

iſterung und Bildung von Groß betrieben ſchon
fermäßig mit der Entwicklung Schritt gehalten

I von ſtarker Bedeutung als Konſument und Pro
d n b ür Unſere Wirtſchaft ſei. Eine heſondere Aufgabe

ihm auch welterhin durch die

Erziehung zur Qualitätsarbeit
ir durch Qualitätsarbeit laſſe ſich der Abſatz deut
werbefleißes auch im E port ſtärken. Wer

edanken würdige und ſeine Richtigkeit anerkenne,
konſequenterweiſe aber auch bereit ſein, die tagt

l Propagierten Einrichtungen beſiſphels weiſe
v ulen, mit allen Kräften zu fördern. Auch Ge

v vauen ſeien emnpfehlenswert, vor einem UeberAusſtellungen in Deutſchland müſſe er aber war
leiſ Mie Bedeutung

ernſte Warnung vor Beſtrebungen
der Qualitätsarbeit bedinge aber

die Löhne allgemein zu nivellieren
u ger Facharbeiter habe berechtigten Anſpruch auf
n ntlohnung wie ein ungelernter Arbeiter Das

Es gibt nur eine einzige wirkliche
rheit, das iſt die Mehrheit der Kleinrentner in den

Daß man ihnen dieſe nicht geben
daran wird wohl kein Menſch zweifeln auch die

Es iſt alſo ein völlig leeres
echen. Aber der Reichsarbe its miniſter
on ſeinem Aufſichts recht gegenüber den Län

Wir haben wiederholt energiſch
ert, daß man von dieſem Rechte Gebrauch machen
aber ſtets wurde uns erwidert, daß man wirkſame
aben dazu nicht beſitze alſo blieb alles heim alten
jeſchwerden, die wir in Fällen offenſichtlicher Miß
g der ſogenannten Richtlinien“ nd aller noch ſo
ollenden „Erlaſſe“ des Arbeits miniſteriums dieſem
dten, gingen an das zuſtändige Land weiter, von die
den Fürſorgeverband und an die Einzelgemeinde.
irde der Beklagte zum Richter in eigener Sache an

daß er gegen ſich ſelber und ſein oft ſkandalöſes
ten Stellung nehmen ſolle, iſt beim beſten Willen

Gegenteil erſticke jedes geiſtige Beſtreben und jeden Fort

Eine wichtige Frage ſei die Gewinn ung der für den
Kleinbetrieb erſorderl ichen Betriebsmiſtel Die dherige Kreditgewährung habe viel zu ſchemati

Als Geber langfriſtiger Realkredi te, und
nur ſolche kämen für den Mittelſtand zwechmäßigerweiſe

ſonders die Sparkaſſen und auch die

ſch gearbei

in Frage, können be
Genoſſenſchaftskaſſen angeſprochen werden
treffende Einſtellung bedeute es
zwiſchen ſich und den Konſ
bare Gegnerſchaft ſehe.
diene aber die Forderung in

die Konſumvereine nicht zu bevorzugen.
Schon vor Jahren habe er

rade auf dieſem Wirtſchaftsgebi
alle gefordert und werde dieſ
treten. Aehnlich liege es auf dem Gebiete der ſtatt
lächen und gemeind lichen Re

ſie einesteils für gewiſſe Betri
Waſſer Elektrigität

Eine nicht zu
Wenn der Mäüttelſtand

ſümvereinen eine Unüberbrück
Anerkennung ver

der Geſetzgebung
Unbedingte

ſelbſt als Abgeordneter ge
et gleiches Recht für
en Standpunkt weiter ver

giebetriebe.
ebszweige (Gas,

Meine Notwendigkeit, ſe ſei es andern
teils völlig falſch dieſen Großbetrieben alle möglichen
Kleinverkaufsſtellen anzugliedern und dem
den Mittelſtand Konkurrenz zu machen.
ſei auch der Behördenhandel i
Uebelſtand auszumerzen.
Handwerker Und gewerb
angemeſſenen Bezahlung von Beamten
ſelbſt das größte Intereſſe habe.

Nur die Kau
könne den Umſatz

einen verſtärkten Umſatz
der aufzehren zu laſſen

Eine der berechtigſten Forderungen ſei die einer Re
m der Gewerbeſtener,

ſteuernzahlen
Jn gleicher Weiſe

n Büroräumen uſw. als ein
Anerkennen müſſe jedoch der

liche Mättelſtand, daß er an einer
und Arbeitern

fkräftigkeit der breiten Maſſen
haben, wobei man ſich davor hüten

durch Preiserhöhung wie

Anzuſtreben ſei vor
ſthetzung einer weſentli ch höheren

Freigrenze. Eine Senkung der Reg
aber erſt bei völligem Fina
Amſo ünwverſtändlicher aber mü
ren Wirtſchaftslage d
ſſüonaliſierun
da dadurch eine
lionen weruvrſacht würde
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e eKurz und gut, die Halleſche Zeitung iſt ſchwer verär
gert. Das aber iſt das ſicherſte Zeichen für eine wirkungs
wolle Tätigkeit desjenigen, über den ſie ſich ärgert

Auch die ſozialdemokratiſche P rieſſſſe Hat
einen Bericht gebracht. Dieſer iſt gunächſt auch obßektiv
gehalten. Dann aber vergleicht das „Volksblatt“ die Mi
miſterrede mit einer kleinen Pouſſade“ an den Mittel
ſtand. Daß Dr. Schreiber auch die Konſumvereine zur
Steuer herangezogen wiſſen will und ſo gewiſſermaßen
gleiches Recht für alle fordert, iſt ihre Veranlaf
ſung, darin eine Abkehr von der Auffaſſung und den Be
ſtrebungen des verſtorbenen Sſchu ltz e Delitzſch zu
recht zu konſtruieren. Dann ſchießt das Volksblatt einen
Bock! Denn Dr. Schreiber hat micht die Regie
betreibe an ſich, wie der Volksblatthericht es hinſtelbt,
werurteilt, ſondern nür die Angliederun g. von
Kleinverkaufsſtellien an dieſe Betriebe, da da
mit dem ſteuerzahlenden Mittelſtand ſtarke und unnötige
Konkurrenz gemacht wird. Schließlich tritt deutlich die
parteipolitiſch-ſozialiſtiſche Auffaſſung aus dem Bericht her
wor. Das Volksblatt meint, daß der Mittelſtand den
Konſumenten das Fell über die Ohren zielhe, und ſolange
das geſchieht, habe es keinen Zweck, für den Mittelſtand
einzutreten Damit iſt aber auch wohl die Quelle die
ſer Kritik bloßgelegt. Die demokratiſche Politik und beſon
ders die des preußiſchen Handelsminiſters findet Eingang
und Anerkennung im Mittelſtandskreiſe, die ſozialiſtiſche
Politik dagegen nicht. Alſo

Man ſieht, es ſtehen demnächſt Wahlen bevor. Die
Demokratiſche Partei weiß, daß ſie weder den politiſchen
Gegnern rechts noch denen links zu Gefallen arbeiten darf
Dieſen Weg geht beſonders deutlich auch der preußiſche
Handelsminiſter, und die Kritik der politiſchen Gegner
beweiſt am beſten, daß der von ihm eingeſchlagene Weg
der richtige iſt.

Waldverkauf an Großagrarier!
Merkwürdige Methoden des preußiſchen Domänenfiskus.

Jmmer wieder iſt nicht nur von den republikaniſchen
Parteien, ſondern auch von den zuſtändigen Miniſterien
in Preußen die Notwendigkeit betont worden, aus ſtagts
politiſchen, volkswirtſchaftlichen und anderen Gründen den
großen Latifundienbeſitz zugunſten einer weitſichtigen
Siedlungspolitik zurückzudrängen. Man weiß zur Genüge
S und erſt die kürzlich weröffentlichte Siedlungsſtatiſtik
beweiſt das wiederum wie mager die Ergebniſſe der
Siedlungstätigkeit der letzten Jahre infolge der bürokra
tſchen Hemmungen geweſen ſind. Daß aber das preußiſche
Landwirtſchaftsminiſterium bezw. der preußiſche Domänen
fiskus ſeine Hand dazu bietet, durch Abgabe wertvollen
ſtaatlichen Forſtbeſitzes den vorhandenen Latifundienbeſitz
noch zu verſtärken, wirft doch ein bedenkliches Licht auf
die vom Landwirtſchaftsminiſterium befolgte Praxis

Der Preuſßziſche Domänenfisbus hatte wie jetzt bekannt
wird die Abſicht einen bei Oſchersleben gelegenen Walde
Beſitz von ca. 3500 Morgen Größe an den Großgrund e
veſitzer von Aſſeburg zu Neindorf, der bereits gegen 9000
Morgen Land und Forſten beſitzt, zu einem verhältnis-
mäßig niedrigen Preiſe Zu wer kaufen. Durch einen Zufall
iſt von den Kaufwerhandlungen, die auf Wunſch des Herrn
v. Aſſeburg geheim geführt waren und vor dem Abſchluß
ſtanden, in der Oeffentlichkeit etwas bekannt geworden
ſo daß auf Veranlaſſung der demokratiſchen Stadtver
ordnetenfraktion die Stadt Oſchersleben gerade noch vrecht
zeitig gegen den beabſichtigten Verkauf Einſpruch erheben
konnte. Wie wir hören, iſt von den zuſtändigen Behör
den eine Nachprüfung der Angelegenheit angeordnet, die
hoffentlich zu dem Ergebnis führen wird, daß die Jnter
eſſen der Stadt und des Kreiſes Oſchersleben in gebih
rendem Maße berückſichtigt werden Der Stadt Oſchers
leben vor allem, die über Waldbeſitz kaum werfügt, vom
Großgrundbeſitz zum großen Teil eingeſchloſſen iſt und
deren ſtädtebauliche Entwicklung nach der Seite des ſis
kaliſchen Waldbeſitzes tendiert, muß Gelegenheit zum An
kauf der für ihre ſpätere Ausdehnung benötigten Teile
des ſtaatlichen Beſitzes geboten werden Es iſt eine alte
Erfahrungstatſache, daß gerade am Walde die öffentlich
ſozialen Intereſſen mit den privaten, finanziellen und
ideellen Jntereſſen nur zu leicht kollidteren. Emntſcheidend

muß der Amſtand ſein, daß durch den Uebergang des Wal
des aus öffentlichen in privaten Beſitz für die Zukunft die
Möglichkeit begründet wird, die Intereſſen der Allgemein
heit zugunſten eines Einzelnen zürückzudrängen. Wenn
ſchon der preußiſche Domänenſiskus der Anſicht ſein ſollte,
daß eine Vermehrung des ſtaatlichen Waldbeſitzes nicht
erwünſcht ſei, ſo müßte er doch wenigſtens hedacht ſein,
den gegenwärtigen Beſitz zu erhalten. Unter keinen Am-
ſtänden läßt es ſich aber aus wirtſchaftlichen ſogialen und
politiſchen Gründen mit den Intereſſen der Allgemeinheit
vereinbaren, dieſen ſtaatlichen Waldbeſitz durch Verkauf an
privaten Großgrundbeſitz zu verringern. Es wird höchſte
Zeit, Vorſorge zu treffen, um die Wiederholung derartiger
Fälle in Preußen zu verhindern

Demolratiſche Entſchließung zum
Reichsſchulgeſetz.
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e ellten Aſſeſſor Kußmann ünterhalten habe

ragraphen aus. Die Beſchlüſſe über die Bekenntnise wor albem der Beſchluß, die Schulen nicht nur nach
der Konfeſſion, ſondern auch nach den ſie beantragenden
Gruppen zu benennen (wie z. B. „lutheriſch“, „refor-
miert uſw.), charakteriſteren die künftige Volksſchule noch
mehr als der Regierungsentwurf als Kirchenſchulen umd
werfen die preußiſche Volksſchule in die Zuſtände vor
dem Volksſchulunterhaltungsgeſetz zurück. Die Demokra
tiſche Partei ſieht mit äußerſter Beſorgnis um das Schick
ſal der deutſchen Volksſchule wie Schritt für Schritt durch
die Mehrheit der Regierungsparteien ein Geſetz zuſtande
kommt, das die Volksſchule dem Staate entzieht und den
konfeſſionellen und politiſchen Pateien überantwortet. Sie
ſpricht die Hoffnung aus, daß alle liberalen und nationa
len Kreiſe des deutſchen Volkes dieſe Gefahr noch recht
zeitig erkennen und durch ihren entſchiedenen Proteſt den
verhängnisvollen Fortgang der Verhandlungen aufhalten
und die deutſche Volksſchule vor dem Schickſal der inne
ren und äußeren Zerſtückelung bewahren werden.

Ein deutſcher Fürſtenſproß!
Ein Prinz als Waldverwüſter.

Eine eigenartige Rolle ſpielt der Prinz Eugen von
Anhalt, der auf ſeiner Domäne in Stenkby im Kreiſe
Zerbſt die Anordnung zum Niederſchlag eines gangen
landſchaftlich außerordentlich wertvollen Waldes gegeben
hat. Um dieſen Niederſchlag zu verhindern, hat ſich im
Intereſſe des Landes ſofort das Anhaltiſche Staats
miniſterium mit der Angelegenheit befaßt und hat zu
dieſem Zwecke eine Notverordnung erlaſſen. Der anhal
tiſche Landtag hat nunmehr dieſe Anordnung ſanktionie
ren müſſen und bei einer Beratung hat ſich ergeben daß
ſogar ein Führer des Landbundes in Anhalt das Vor
gehen des Prinzen auf das ſchärſſte verurteilte. Der Land
bundführer brachte zum Ausdruck, daß ſeine politiſchen
Freunde es außerordentlich bedauerten, daß ein Groß
grundbeſitzer aus dem früheren herzoglichen Hauſe die Ver
anlaſſung zu einer Notverordnung gegeben habe, die ein
ſinnloſes und ſkandalöſes Vorgehen verhindern ſoll.
Prinz Eugen von Anhalt iſt in ſeiner Heimat zur Genüge
bebannt. Man weiß dort auch, daß es nicht lange mehr
dauern wird, und der Prinz hat ſein letztes Hab und
Gut verſchleudert.

Parteinachrichten.
Herr Leopold!

Halle. Jn der Nr. 32, Jahrgang 1925 d. Bl. brach
ken wir einen Bericht, in dem u. a. nachgewieſen wurde,
daß der Abg. Leopold ein deutſchnationales Büro zwecks
Erxrlangung amtlichen Materials zur politiſchen Ausſchlach
tung der Barmat Angelegenheit in Berlin finanziert und

auch Verbindungen mit dem in derſelben Sache bloßge

Der Abg. Leopold beſtritt damals dieſe Behauptun
gen. Vor dem Unterſuchungsausſchuß machte aber Aſſeſ
ſor Kußmann nachſtehende Ausſagen:

1. Die Deutſchnationale Partei habe das Büro, deſ
ſen Leitung angeblich ein Herr Knoll gehabt habe,
finangiert und die Staatsanwaltſchaft habe ſich dieſes
Büros bedient. Er, Kußmnn, habe davon gewußt und
habe auch keinen Anſtoß an dem falſchen Namen, den
Knoll geführt habe, genommen. Er gebe auch zu, daß
dieſer Knoll in der Wahl ſeiner Mittel nicht wähleriſch
geweſen und Wege gegangen ſei, die ein Staatsanwalt
nicht wiſſen dürfe

2. Mit dem Abg. Leopold habe er deſſen Artikel
eingehend beſprochen. Jm Frühjahr ſei der Abg. Leo-
pold auch zweimal an ihn getreten, ob er ihn nicht in

formieren wolle. Zweimal habe er das abgelehnt, ſich
dann ber mit dem Abg. Leopold in Verbindung geſetzt

und manches an den Abg. Leopold weitergegeben
Jetzt iſt durch den Generalſtagts anwalt beim

Landgericht I in Berlin in einem Schreiber der finanzielle
Zuſammenhang zwiſchen dem Abg. Leopold und dem be
treffenden Leiter des deutſchnationalen Büros namens

Wilhelm II. immerhin zugeſtehen muß, vbwohl er ſie falſch

daß man aber Männer zur Verletzung ihres Dienſteides

Knoll erneut feſtgeſtellt worden. Der weſentliche Abſchnitt
des Schreibens des Generaſſtagatsanwalts lautet nämlich

Knoll verbleibt bei ſeiner eidlichen Bekundung,
daß er von Bacmeiſter keinen Auftrag erhalten habe,
ein politiſches Büro einzurichten, und beſtreitet nach
Vorbehalt des Zeitungsartikels, daß er oder ſein Büro
von Bacmeiſter finanziert worden ſeien. Nur von Le
pold habe er Juwenden erhalten.

Woher Dieſes vom Abg. Leopold hergegebene Geld
ſtammt, iſt leicht zu erraten Und ebenſo unſchwer iſt auch
der Zweck, zu dem das Geld hergegeben wurde, erſichtlich.
Korruption iſt ſo etwas aber nach deutſchnationaler Auf
faſſung beileibe nicht!

Jn unſerem letzten Artikel von Richard May iſt tn
dem Abſchnitt „Kreuger Berlin ein Satzſtück verſchoben
worden. Wir laſſen den Abſchnitt nochmals folgen

Kreuzer „Verlin“.
Der Kommandant der „Berlin“ trifft auf telegra

phiſchen Befehl Dr. Geßlers am 19. Dezember in Berlin
ein, um ſich wegen der Vorgänge beim Beſuch des Prinzen
Heinrich zu rechtfertigten. Man ſoll gerade von unſerem
Standpunkt aus das Geſchehene ſehr ruhig und nüchtern
beurteilen. Daß der Kommandant einen einſtigen Vorge
ſetzten privatim eingeladen hat, kann keinen Anſtoß erregen,
nachdem auch am Zapfenſtreich anläßlich des 80. Geburts
tages des Reichspräſidenten die Marſchälle und Generäle
der alten Armee teilgenommen haben. Wir haben ſogar
gegen die Aufrechterhaltung alter Beziehungen nichts ein
zuwenden, ſie können vielleicht ſogar dazu führen, daß
mancher Vertreter der Vergangenheit zulernt und ſieht,
daß die Republik in dieſer Hinſicht Glänzendes geſchaffen
hat. Uns ſind ſogar ſolche Aeußerungen bekannt. Aber
die Vorausſetzung bleibt immer, daß die Gäſte den nö
tigen Takt gufbringen, und daran fehlt es in ganz bedenk
lichem Maße. Der vberſte Kriegsherr iſt ihnen darin mit
ſchlechtem Beiſpiel immer vorangegangen. Takt war eine
Eigenſchaft, die weder beim Kaiſer, noch bei ſeiner Um-
gebung ſonderlich hoch entwickelt war. Wenn man auch
ſeinen Bruder nicht mit ihm vergleichen kann, wenigſtens
nicht, was die geiſtigen Fähigkeiten anbelangt, die man

anwandte, ſo iſt er doch in dieſer Richtung durchaus eben
bürtig. Wir werden ja über manche Dinge jetzt Klarheit
bekommen. Wenn er im Hachtklub in Kiel eine Militär
kavpelle zwang, „Heil Dir im Siegerkranz“ zu ſpielen, ſo
haben wir über Geſchmack mit ihm nicht zu rechten, ein
Hohenzoller ſollte beſſer von Lorbeerkränzen nicht reden.
Jm privaten Kreiſe mag dieſe Selbſtverſpottung hingehen,

zwingt, iſt ein Skandal, der Sühne fordert. Am ſchlimmſten
iſt die Anſprache auf dem Kriegsſchiff der deutſchen Republik
Damit hat der Prinz auch nach Anſicht des Wehrminiſters
die ihm gebotene Zurückhaltung überſchritten. Der Kom
mandant, der das zuließ, muß entfernt werden. Sollten
ſich etwa Widerſtände dagegen in den Reihen der Marine
regen, ſo wird hoffentlich mit eiſernem Beſen ausgekehrt
werden. Wer das nicht als eine Herausforderung aller
erſten Ranges empfindet, iſt ſich über die Bedeutung ſeines
Eides offenbar nicht klar.

Merſeburg. Der Kreisverein der D. D. P. beruft für
Sonntag, den 8. Januar, vormittags 10 Uhr im Rats
keller in Merſeburg einen

Kreisparteſt tag
mit folgender Tagesordnung ein:

I. Die bevorſtehenden Kommunalwahhlen.
2. Reichs und Landtagswahlen.

3. Organiſation.

4. Verſchiedenes. gWegen der in Kürze ſtattfindenden Wahl ift das Er
ſcheinen ſämtlicher Mitglieder der Ortsgruppe und Ver
trauensleute dringend notwendig. Auch die Mitglieder
des geſchäftsführenden Vorſtandes in Halle werden hier
mit freundlichſt eingeladen. Den Punkt 3 der Tagesord
mung behandelt der Geſchäftsführer des Wahlkreisverban
des Dornblüth.

Sangerhauſen. Freitag, den 6. Januar 1928, Mätglie
derverſammlung. Bericht des Vorſtandes über das bisher

in der Werbeaktion Erreichte. Vorbereitung des
parteitages und einer öffentlichen Verſammlung
des Geſchäftsführers Dornblüth-Halle über Die
und die kommenden Wahlen

Delitzſch. Ortsgruppe der D. D. P. Sonnaben
14. Januar 1928, Geſellſchaftsabend. Nähe
kanntmachung erfolgt noch.

Holzweißig. Ortsgruppe der D. D. P. Sonnabe
21. Januar 1928 öffentliche Verſammlung Der

wird noch bekannt gegeben.

Das Beamtenprogramm
der Deutſchen Demokratiſchen Partei

Die Beamten ſollen getreu ihrem Dienſte
Organe des Staates ihre ganze Kraft in den Die
Volks gemeinſchaft ſtellen und durch worbildliche B
tung von Verfaſſung und Geſetz den neuen Vol

unbefeſtigen, die ſogigalen Gegenſätze ausgleichen
wahre Volks gemeinſchaft fördern.

Die geſamte öffentliche Verwaltung iſt einh
einfach und überſichtlich zu geſtalten Sie ſoll de
bau und die Tätigkeit ihrer Behörden volkstüml
ſtalten, das Vertrauen der Bevölkerung gewinne
ſo die noch vorhandenen beklagenswerten Gegen
e zwiſchen den Behörden und der Bevölkerun

ten
Die Verwaltung erfolgt durch BerufsBeamte.

Die Rechtsperhältniſſe aller Berufsbeamten, ein
lich der Reichsbahnbeamten, der Lehrer und der
hörigen der geſamten Polizei, werden auf öffe
rechtlicher Grundlage aufgebaut und ſind reiche
zu regeln, und zwar nicht in Entwicklung arbeit
licher Grundſätze, ſondern im Rahmen, des Staat
Verfaſſungsrechtes.

Die Anſtellung aller Beamten geſchieht auf Lebens
Jhre wohlerworbenen Rechte, insbeſondere an
Ruhegehalt und Hinterbliebenen verſorgung au
Grundlage der Bezüge der im Dienſt befindliche
amten, find zu wahren. Eine Trennung Zwiſche
heits und Betriebsbeamten darf nicht erfolgen
weiblichen Beamten ſind den männlichen gleich
Die Rechte der Beamten als freie Staatsbürge
Einſchluß des wollen Vereinigungs und Verſamm
rechtes, ſind zu erhalten und zu ſichern. Zur Vert
der perſönlichen Angelegenheiten der Beamten ſin
amtenwertretungen zu ſchaffen.

Den Beamten iſt eine ausreichende Beſoldung
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währen, die ihnen wirtſchaftliche Selbſtändigtei
Unabhängigkeit ſowie angemeſſenen Anteil an den
turgütern des Volkes ſichert. e

Jn allen Verwaltungen ſollen Anſtellung un
förderung unter Verückſichtigung der Lebenserſa
und des Dienſtalters ausſchlaggebend von der p.
lichen Düchtigkeit und den Leiſtungen des Beamte
hängig ſein. Leiſtungsfähigen Beamten iſt ein
Auſfſtieg zu gewähren. Jn die Stellen der
Beamten und der Perſonalreferenten dürfen nur
Perſönlichkeiten berufen werden, die übergeugte
ger der verfaſſungsmäßigen republikaniſchen Staat
ſind und ſich für dieſe bewußt und tatkräftig ein

Die Bildungsbeſtrebungen der Beamtenſchaf
vom Staate zu unterſtützen und zu fördern, die beſſ
den Fortbildungsmöglichkeiten ſind zu erweitern.
bei iſt die volle Selbſtverwaltung der von der Bea
ſchaft geſchaffenen Bildungseinrichtungen aufrec
erhalten.

e

Vergleiche dieſes Programm mit dem Verhalte
ſerer Vertreter in den geſetzgebenden Körperſchaften
der Beweis iſt erbracht, daß keine politiſche Partei ſie
art für die Erhaltung der Rechte des Berufsbeamtet
einfetzt und eingeſetzt hat, wie die Deutſche Demokr
Partei.
Anm.: Jm Gegenſatz zur Anſicht der Vertreter und An

der jetzigen Rechtsregierung vertritt die D. D. P. den
punkt, daß das wohlerworbene Recht auf Ruhegehalt
dert, daß die Ruhegehälter pp. ſtets den jeweiligen G
bezügen der aktiven Beamten anzupaſſen ſind.

Für die Schriftleitung verantwortlich J. Dornblüth, HallDruck und Verlag: Hugo Alpers, l.

Hermann Löns' Jugendzeit.
Von Ernſt Löns.

Hermann Löns, der Dichter, der 1914 den Tod vor Reims
fand, hat wenig biographiſches Material hinterlaſſen, da er die
Eigenheit hatte, alle an ihn gerichteten Briefe zu verbrennen.
Nur jemand, der ihm perſönlich ſehr nahe ſtand, war darum in
der Lage, ein Bild des Dichters und des Menſchen zu zeichnen.
Ernſt Löns, der Bruder des Dichters, hat es unternommen, die
Jugendtage von Hermann Löns zu ſchildern. Das Buch liegt
jetzt vor („Hermann Löns' Jugendzeit“. Erzählt von ſeinem
Bruder Ernſt Löns, Verlag von Wilhelm Köhler, Minden i. W.,
Mk. 5.50). Mit Genehmigung des Verlages veröffentlichen wir
nachſtehende Abſchnitte

Hermann Löns war bereits vierzehn Jahre alt und beſuchte
die Untertertig. Fiſchbock und Zodrow, ſeine großen Freunde,
hatten längſt das Abiturentenexamen hinter ſich und weilten
auf der Univerſität. Von ſeinen ſonſtigen Freunden waren
einige aus Deutſch-Krone fortgezogen, andere waren in das
„elegante“ Alter gekommen, trugen modiſche Kleidung, Spa
zierſtöckchen, rauchten Zigaretten und machten den Töchter
ſchülerinnen den Hof. Das war ihm zu öde, darum ſchloß er
ſich enger ſeinem Freunde Leo Neumann an, der ſo ganz ſein
Schlag war. Derb in Kleidung und Sitte, wetterhart mit ſtäh
lernen Muskeln und von dem gleichen Durſte nach den Geheim
niſſen der Naturwiſſenſchaft beſeelt wie er. Stundenlang trie
ben ſie ſich in der Umgebung umher, und bald gab es keinen
Buſch und Wald, keinen Waſſerlauf und See, der ihnen unbe
kannt geweſen wäre. Sie waren vertraut mit dem geſamten
Tierleben, das ſich in Moor und Heide, Bruch und Wieſe ab
ſpielte. Hermanns geübtes Ohr unterſchied bald jeden Vogel
ruf und den Schrei der Vierbeiner. Mit Lippen und Händen
wußte er bald alle dieſe Naturlaute täuſchend nachzuahmen.
Hierdurch gelang es ihm oft, die Tiere anzulocken oder ſie doch
ſo vertraut zu machen, daß ſich ſelbſt ſonſt ſo vorſichtige und
ſcheue Vögel beſchleichen und aus unmittelbarer Nähe beobachten
als alle ihre Schulkameraden.

und geſchmackvoll war die Kleidung, in der er zur Schule ging,

Inzwiſchen war Hermann zu einem ſchmucken Jüngling
herangewachſen. Keck ſaß die flotte Schülermütze auf dem rech
ten Ohr und ließ ſeine blonden Locken wehen. Peinlich ſauber

aber nie fiel er, wie ſo manche ſeiner Kameraden, in auffallende
Fatzkerei. Wenn er ſchlank und federnd durch die Straßen ging,
ſchaute manches Köpfchen, das einen Zopf trug, hinter ihm drein.
Er machte ſich aber nichts daraus und ſchien es nicht zu bemer
ken. Wenn die Mitſchüler in lauter Wichtigkeit von ihren Er
folgen bei den „Weibern“ prahlten, ſo lachte er darüber. Sie
kamen ihm albern vor, die heimlichein Stelldicheins, von denen
ſie ſoviel Weſens machten, und er ainüſierte ſich über die ſtöck
rigen Verſe, worin die ſchmachtenden Anbeter ihren Herzens
damen ſich zu Füßen legten. Er machte ja auch Gedichte, aber
das brauchte keiner zu wiſſen, denn ſie waren anderer Art.
Lächerlich, dieſe Zuckerwaſſerpoeſie, die die verliebten Jungen
verzapften. Seine Stoffe waren gewaltiger. Aus dem Toben
der Winde, wenn ſie über die Heide brauſten, aus den heim
lichen Winkeln am klatſchenden See, aus Adlerſchrei und Uhuruf
formten ſich ſeine Verſe. Ja, ſo wie die große Dichterin der
münſterſchen Heide, Annette von Droſte-Hülshoff, deren Ge
dichte aus Vaters Bücherei er immer wieder mit heißer Stirn
geleſen hatte, möchte er auch einmal dichten können. Da war
Saft und Kraft drin und kein ſolch weibiſches Liebesgewinſel.

Wie die Unruhe oft in ihm wühlte. Was war es nur, was
ihm keine Ruhe gab. Es ſchien manchmal, als wenn er die
Enge des kleinſtädtiſchen Lebens nicht mehr ertragen könne.
Dann hätte er hinausſtürmen mögen, irgendwo hin in die weite
Welt, ſo wie der Ururgroßenkel es getan hatte, von dem die
Mutter ihm einmal erzählke. Der hatte auch nicht zu Hauſe
dauern können, und eines Tages, als er kaum ſechzehn Jahre
alt geworden war, war er verſchwunden geweſen. Jn müh-
ſeligen Fußmärſchen hatte er ſich bis nach Oeſterreich durch
geſchlagen und ſich endlich als Troßjunge beim kaiſerlichen Heer
anwerben laſſen. Hart war das Leben geweſen und voller Ge
v s 15 2 a o Pij(pig 29vaaß so avat o a usahvder hatte ſein Werk verſtanden. Mit dem nackten Säbel in
der Hand, die Piſtole in der Linken, war er gegen die Türken

geritten und hatte ſie zuſammenhauen helfen. Das wa
Sache geweſen. Schon bald ritt er an der Spitze eine
kadron, dann befehligte er eine Brigade, und als er e
als die Schlacht ſchon beinahe verloren war, in forſchem
greifen den Türken ſo das Fell verſohlt hatte, daß ſie das
nicht wieder vergeſſen konnten, hatte er dem Kaiſer die S
ließen. So ſahen und wußten die beiden Freunde weitau
meldung überbringen können.

Die wiſſenſchaftliche Reife zum einjährig-freiwilligen
hatte Hermann Löns noch ohne ſonderliche Mühe erhalten
ſeine Verſetzung in die Unterprima war nicht ſo gang gle
gangen. Wenn ihn die vorzüglichen Noten im Deutſche
in der Geſchichte nicht herausgeriſſen hätten, wäre er d
nicht mitgekommen. Aber etwas anderes brachte ihm eine
Genugtuung. Die Naturwiſſenſchaftliche Geſellſchaft in
ſandte eine Studienkommiſſion nach Deutſch Krone, un
allem die dortige Faung zu unterſuchen. Vier Herren
lehrte von klangvollem Namen trafen ein. Hermanns
ſchaftlicher Ruf war ſchon bis nach Danzig gedrungen,
mit einem dieſer Herren, dem er einige ſeiner Beobacht
mitgeteilt hatte, war er in brieflicher Verbindung geb
Die Kommiſſion bat ſich vom Direktor des Gymnaſiums d
laubnis aus, den Unterprimaner Löns als Führer zu er
Hermann war gewaltig ſtolz auf dieſe Auszeichnung
lang ſtreifte er mit den Herren in der Umgebung umher,
ihnen die Standorte der Tiere und Pflanzen und mach
auf ſelten vorkommende Vögel aufmerkſam, ſo daß ſie ſich
ſeine Sachkenntnis verwunderten. Nun ſahen ſeine Lehre
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die anderen Bürger der Stadt, daß Hermanns Liebhab
doch mehr geweſen waren, als jungenhafte Spielerei. Die
miſſion bezeugte ihm, daß ſeine Kenntniſſe der Wiſſenſchaſ

dienlich geweſen wären. Jn den Augen der Mitbürger
er hierdurch über ſeine Schulkameraden empor, und beſt
die Töchterſchülerinnen bewunderten den jungen Gelehrten h
manch eine von ihnen trug heimlichen Liebeskummer um i
Auch ſpäterhin blieb Hermann noch mit dem Leiter der
miſſion, dem Profeſſor Conwentz aus Danzig, in Brief
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